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Beginn der Sitzung: 11 Uhr 20 Minuten 

Vor si t zen der: Präsident Benya. 

Präsident: Die Sitzung ist er ö f f ne t. 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen' zur Fragestunde. 

Ich werde zunächst diejenigen Anfragen 
zum Aufruf bringen, die in der letzten Sitzung 
nicht mehr behandelt werden konnten. 

Bundesministerium für Verkehr 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zu den 
Fragen, die für die 40. Sitzung vorgesehen 
waren, und kommen zur 11. Anfrage: Herr 
Abgeordneter Dr. Schranz (SPO) an den Herrn 
Bundesminister für Verkehr. 

558jM 

Wie viele Österreicher sind derzeit von der 
Entrichtung der Rundfunk- und Fernseh-Grund­
gebühr befreit? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Verkehr Frühbauer: Herr 
Abgeordneter I Mit Stichtag 31. August 1972 
waren im gesamten Bundesgebiet 124.631 Per­
sonen von der EntI1ichtung der Rundfunk­
gebühr und 75.287 P·ersonen von der Ent­
richtung der FernsIehrundfunkgebühr befreit. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Schranz: Herr Bundesmini­
ster! Können Sie mJIr bitte auch sagen, wie 
viele BefmiungSianträge hinsichtlich der Tele­
phon-Grundgebühr posiNv erledigt wurden, 
und könnten Sie zu der Frage Stellung neh­
men, inwieweit es möglich wäre, den Kreis der 

249 

41. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 1 von 15

www.parlament.gv.at



3574 Nationalrat XIII. GP - 41. Sitzung - 12. September 1972 

Dr. Schranz 
Betroffenen besser über diese Befredungs­
chanoen zu linformieren. Es gibt ja in Ostler­
reich etwa 370.000 Ausgleichszulagenbezieher, 
die alle für solche Befreiungen in Frage kämen, 
aber vielfach nicht genügend über diese Mög­
lichkeiten unterrichtet sind. 

Hielten Sie es für möglich, daß durch Ihre 
Initiativle vor allem lin Rundfunk und Fern­
sehen selbst mehr Informationen darüber ge-
ge ben werden? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Frühbauer: Von der Fern­
sprech-Grundgebühr waren mit demselben 
Stichtag 15.079 Personen befreit. 

Hinsichtlich der Information für Ausgleichs­
zulagenempfänger darf ich darauf hinweisen, 
daß von den betroffenen Institutionen. glaube 
ich, nicht zu erwarten sein wird, hier eine 
besondere Aufklärungskampagne zu. starten, 
weil mit der Befreiung nicht nur für die Post­
und Telegraphenverwaltung. sondern im be­
sonderen für den ORF letztlich ein Einnahmen­
entfall entsteht. 

Allein die Post- und Telegraphenverwaltung 
hat zum Beispiel rund 3 Millionen Einnah­
menentfall bei der Rundfunkgebühr. rund 
6 Millionen Einnahmenentfall bei der Fern­
sehrundfunkgebühr und rund 9 Millionen Ein­
nahmenentfall bei der Befreiung von der Fern­
spl1ech-Grundgebühr. 

Ich glaube aber. daß es sinnvollerweise die 
Rentnerorganisationen schon in der Vergan­
genheit übernommen haben - und auch jetzt 
noch tun sollten -, durch ihre Verbandsorgane 
di'e Berechtigten auf diese Möglichkeit auf­
merksam zu machen. 

Im übrigen wird von unserem Ressort aus 
seitens der Post- und Telegraphenverwaltung 
durch entsprechende Ankündigungen in den 
Postämtern auch Aufklärung in dieser Rich­
tung gegeben. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. Bitte. 

wird und jeder Fernsehbenützer automatisch 
auch die Rundfunkgebühr zu bezahlen hat, was 
zu großen sozialen Härten für die Betroffenen 
führt. Ich weiß, daß der Verband der öster­
reichischen Rentner und Pensionisten sehr 
viel'e Klageschreiben auf diesem Gebiete be-
kommen hat. 

Sehen Sie gerade im Hinblick auf diese 
starke Erhöhung der Rundfunkgebühren und 
die Einführung dieser Koppelungsgebühr, die 
ja auch rechtlich außerordentlich dubios ist, 
die Chance, über die auf Grund der Erhöhung 
der Ausgleichszulagenrichtsätze hinaus ge­
plante Hinaufsetzung der von Ihnen fixierten 
Grenzbeträge 'eine höhere Grenze zu ziehen 
und damit für mehr Menschen als bisher die 
Möglichkeit zu schaffen. sich von diesen hohen 
Gebühren befreien zu lassen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Frühbauer: Herr Abgeord­
neter/ Ich muß Sie berichtigen. Die Richtsätze 
werden !nicht von mir oder von meiinem Mini­
steI1ium festgesetzt. Die Richtsätze entstehen 
einerseits auf Grund der Beschlußfassung über 
die Höhe des Richtsatzes für die Ausgl'eichs­
zulage plus 2 Prozent, die vom Hohen Hause 
in der Fernmeldegebührenordnung festgelegt 
sind. Eine Änderung dieser Betnagshöhe 
könnte nur dann eintI1eten, wenn es zu einer 
Novellierung der Fernmeldegebührenordnung 
käme und dort -ein höherer Prozentsatz für die 
Richtsatzberechnung zur Befreiung von der 
Rundfunk- und Fernsehgebühr sowie von der 
Fernsprech-Grundgebühr ermöglicht wird. 

Präsident: Anfrage 12: Herr Abgeordneter 
Dipl.-Vw. Josseck (FPO) an den Herrn Bundes­
minist,er. 

550/M 
Werden Sie sicherstellen, daß in nächster Zeit 

mehr Mittel für die Sanierung nicht abge­
schrankter niveaugleicher Bahnübergänge zur 
Verfügung gestellt werden 2 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Abgeordneter Dr. Schranz: Es wäre doch Bundesminister Frühbauer: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Die Osterreichischen Bun­
desbahnen und auch die Sektion 11 meines 
Ressorts sind bemüht. eine Sanierung der nicht 
abgeschrankten niveaugleichen Bahnüber­
gänge in stärkerem Ausmaß als bisher durch­
zuführen. 

das nötige soziale Verständnis dafür zu er­
warten, daß von den betroffenen Institutionen 
selbst einschließlich des ORF die nötigen In­
formationen erfolgen. 

Herr Bundesminister, gestatten Sie mir noch 
die Frage: Es wird ja durch Sie alljährlich fest­
gelegt, welche Grenzbeträge für die Befreiung 
von der Rundfunk- und Fernsehgebühr sowie 
von der Telephon-Grundgebühr gelten. 

Es erfolgt nun am 1. Jänner 1973 eine exor­
bitante Erhöhung der Rundfunk- und Fernseh­
gebühren. im besonderen auch im Hinblick 
darauf, daß 'eine Koppelungsgebühr eingeführt 

Wlir haben auch für die Verbesserung schle­
nengleicher Eisenbahnübergänge ~m Jahre 1971 
mit 31 Millionen, lim Jahre 1972 mit 43 Mil­
lionen mehr aufgewendet laIs <in der Vergan­
genheit, und es ist auch für 1973 im Investi­
tionsplan der OBB ein Betrag in der ungefäh­
ren Größenordnung von 55 Millionen für die­
sen Zweck vorgeseben. 
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Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dipl.-Vw. Josseck.: Herr Bun­
desminist,er! Da nun anscheinend, wie wir 
gehört haben, das Bautenministerrium Ihnen 
oder Ihren Problemen in ldiieser Hinsicht kein 
Verständnis oder nur sehr wenig Verständnis 
entgegenbringt, darf ich Sie fragen, ob es 
nicht doch zumdndest dringend notwendig 
wäre, daß Ihr Ministerium zusammen mit dem 
BautenministeI1ium den Dr.inglichkeitskatalog 
für die Beseitigung von Gefahrenstellen lim 
Bundesstraßennetz überarbeitet. 

Ich sehe hier ein besonderes Problem - wie 
wir geI1alde besprochen haben - in den unab­
geschralIlkten Bahnübergängen, wenn man ge­
lesen hat, daß es allein Jin Ledenitzen in Kärn­
ten in vlier Wochen drei Tote gegeben hat. 
Werden solche Probleme vord:ri'nglich behan­
delt? 

Präsident: Herr Minister. Bitte. 

Bundesminister Frühbauer: Ich darf einlei­
tend feststellen, daß das Gros der Bundes­
straßenkpeuzungen heute abgeschrankt und 
gesichert ist. Ich darf darüber hinaus fest­
steHen, daß es zwischen dem Bundesministe­
rium für Bauten und Technik und den Oster­
reichischen Bundesbahnen ein Ubereinkommen 
zur Beseitigung schienengleicher Ubergänge 
gibt, wobei, vereinfacht ausgedrückt, das Bun­
desministerium für Bauten und Technik für 
die Uberführungsbauwerke die Aufwendun­
gen trägt und die Osterreichischen Bundes­
bahnen die Kosten bei Unterführungen und 
bei den Sicherungsanlagen übernehmen. Es ist 
zum Beispiel auch im Jahre 1972 schon bis 
jetzt möglich gewesen, 82 Eisenbahnkreuzun­
gen aufzulassen. 

Seitens des Ministeriums werden diese be­
sonderen Gefahrenstellen, wie sie aufscheinen, 
einer Uberprüfung unterzogen. Ich darf aber 
darauf verweisen, daß gerade das Beispiel von 
Ledenitzen in der letzten Zeit einer eingehen­
den Uberprüfung unterzogen und dort fest­
gestellt wurde, daß bedauerlicherweise Auto­
fahrer trotz Herannahens eines Zuges, trotz 
Stopzeichens, ohne anzuhalten, diese schienen­
gleiche Eisenbahnkr,euzung . überqueren. 

Ich persönlich konnte mich erst unlängst 
davon überzeugen, daß bei einer gesicherten 
Eisenbahnkreuzung bei rot blinkendem Licht 
trotz von einer Dampflokomotive abgegebener 
Warnsignale noch drei Autofahrer die betref­
fende Kreuzung überquerten. Solche Leute 
gehen dabei ein Risiko ein, das da und dort 
natürlich zu Unfällen führt. 

Der Schwerpunkt der Tätigkeit des Ressorts 
liegt selbstverständlich bei den nicht abge­
schrankten Eisenbahnkreuzungen. Ich bitte 

aber zu bedenken, daß es in Osterreich insge­
samt 9707 unabgeschrankte Eisenbahnkreuzun­
gen gibt. 

Präsident: Eine zweite Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dipl.-Vw. Josseck: Herr Bun­
desminister! Sie haben gesagt, daß die Mehr­
zahl der schienengleichen Bahnübergänge ab­
gesichert ist. Ich entnehme hier einer Zeitung, 
daß wir in Oster:reich noch 6700 nicht abge­
sicherte plus 133 nur durch minklicht abge­
sicherte Bahnübergänge haben. 

Darüber hinaus gibt es aber elin weiteres 
Gefahrenmoment. Ich darf hier auch ein kon­
kretes Beispiel anführen: In Wels gibt es 
direkt im dichten Siedlungsgebiet einen Bahn­
übergang über die Westbahn, Ider wohl abge­
schrankt ,ist, bei dem aber die Schranken kein 
Fanggitter haben. Uber diesen Bahnübergang 
gehen täglich mehrere Hunderte von Schulkin­
dern. Ich habe es selbst erlebt - dort handelt 
es sich nur um eine kleine Uberführungi der 
Schranken bleibt verhältnismäßig lange her­
unten -,Idaß die Kinder unter dem Schranken 
durchgehen. 

Werden Sie sich bemühen, dafür zu sorgen, 
daß zumindest dJie Minimalkosten, die für 
solche Ubergänge notwendig sind, baldmög­
lichst aufgebracht werden? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Frühbauer: Zum ersten bitte 
iCh bei unabgeschrankten beziehungsweise un­
gesicherten Eisenbahnkreuzungen zwischen 
Bundesstraßen, Landesstraßen, Gemeindestra­
ßen, Wegen und auch nicht öffentlimen Wegen 
zu unterscheiden. Daraus resultieren die Unter­
schiedlichkeit und die Dringlichkeit auch bei 
den einzelnen Bauvorhaben. 

Zum zweiten möchte ich sagen: Ich bin gerne 
bereit, bei der Bundesbahndirektion Linz zu 
veranlassen, daß diese Frage geprüft wird und 
daß bei di'esem Schranken eine Sicherung 
gegen unbefugtes Unterschreiten des Sduan­
kens angebracht wird. 

Präsident: Anfrage 13: Herr Abgeordneter 
Pichler (SPO) an den Herrn Minister. 

562/M 

Was haben Sie veranlaßt, daß der untragbare 
Zustand beim Bahnpostamt 3100 St. Pölten 
ehestens beendet und mit dem seit längerer 
Zeit geplanten Neubau begonnen werden kann? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Frühbauer: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Wie ich Ihnen sednerzeit 
in einer mündlichen Anfragebeantwortung mit­
geteilt habe, habe lieh mich beli einer persön­
lichen Aussprache in St. Pölten bemüht, eine 
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Bundesminister Frühbauer 
Abklärung zwischen den Stailldpunkten der Auf Grund meiner Erfahrung kann ich sagen: 
Post- und Tellegraphenverwaltung und der Es muß damit gerechnet werden, daß es unge­
Osterreichischen Bundesbahnen zu erreichen. fähr zehn Monate dauern wird, bis das eisen­

In der Zwischenzeit war es möglich, eine 
Verbesserung bemehungsweiJse die Berelitstel­
lung von 100 Quadratmetern Räumlichkeiten, 
die vorher von der Pohlzei und den aBB be­
nützt wurden, für dias Postamt 3100 St. Pölten 
zu erreichen. 

Darüber hinaus wurden auch die übrigen 
Posträume renoviert und die saDlitären An­
lagen instailldgesetzt, sodaß eine Verbesserung 
bis zur Errichtung ides Neubaues eintritt. 

Schließlich war es notwendig, mit der Stadt­
gemeinde Planungen und Absprachen über die 
künftigen Zufahrtswege durchzuführen. Diese 
zusätzlichen Verhanldlungen sind nunmehr 
ebenfalls abgeschlossen. 

Uberdies sind noch Verhandlungen mit den 
Osterreimi'schen Bundesbahnen im Gange, 
weil die Post- und TelegI1aphenverwalturng 
nach ider jetzt vor1i1egenden Planung zusätz­
liches Gelände braucht. 

Uber meine Veranlassung wurde bei der 
Direktion Wien ein Komitee zur Koordinie­
rung der Bauvorbereitungsarbeiten eingesetzt, 
damit die noch zu !SetzeIllden Maßnahmen be­
schleunigt W1erden können. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Pichler: Herr Minister! Es ist 
sicherlich erfreul:ich, daß diese Maßnahmen 
gesetzt wurden. Es wird auch anerkannt, daß 
es Schwierigkeiten bei der Planung gibt. 

Die entscheidende Frage bleibt ,aber doch die, 
wann die SchwieI1igkeiten, die Sie w:ueder an­
gezogen haben, nun endgültig beseitigt wer­
den beziehungsweise wann die Planung des 
Postamtes so weit gediehen sein wird, daß 
mit einem Neubau zu rechnen 'ist. 

Es 1st in Ihrer letzten Anfragebeantwortung 
auch auf eine Reihung der Postämter verwie­
sen worden. Hier ergibt sich nun die Frage, 
ob diese Reihung beim Neubau von Postäm­
tern für das betreffende Postamt eine Ver­
besserung beziehungsweise Änderung ge­
bracht hat. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Frühbauer: Nachdem die 
Planunterlagen seitens der Direktion Wien 
bei der Generaldirektion einer Uberprüfung 
unterzogen wurden und die postalischen Not­
wendigkeiten jetzt in einem Endplan fixiert 
erscheinen, können nunmehr die endgültigen 
baurechtlichen und eisenbahnrechtlichen Ver­
handlungen abgeführt werden. 

bahnredltliche und baubehördlidle Verfahren 
abgeschlossen ist. 

Was die Reihung des Postamtes betrifft, 
darf ich darauf hinweisen, daß in der ursprüng­
lichen Reihung vorgesehen war, im Zeitraum 
1976/77 mit dem Bau in St. Pölten zu beginnen, 
und daß auf Grund meines Auftrages dafür 
vorgesorgt ist, daß nach Abschluß der eisen­
bahnrechtlichen und baubehördlichen Ver­
handlungen, also ungefähr um die Jahres­
wende 1973/74 mit dem Bau begonnen werden 
kann. 

Bundesministerium für soziale Verwaltung 

Präsident: Anfrage 14: Herr Abgeordneter 
Dr. Scrinzi (FPO) lan den Herrn Bundesmini­
ster für soziale Verwaltung. 

541/M 

Warum haben Sie an die Selbständigen­
Krankenkasse des Handels noch immer keinen 
neuerlichen Bescheid erlassen, der die Frage 
der Kostenzuschüsse für vorsorgemedizinische 
Untersuchungen an die Mitglieder dieser Kasse 
zum Gegenstand hat, obwohl der erste ab­
schlägige Bescheid bereits im März dieses Jahres 
vom Verwaltungsgerichtshof wegen Rechts­
widrigkeit aufgehoben wurde? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für soziale Verwaltung Vize­
kanzler Ing. Häuser: Sehr geehrter Herr Ab­
geordneter! In Beantwortung Ihrer Anfrage 
darf kh folgendes ausführen: Der Verwal­
tungsgerichtshof hat den Bescheid des Bundes­
ministeriums für sOZliale Verwaltung vom 
26. 7. 1971 mit dem dem Bundesmin:isterium 
für soziale V1erwaltung am 23. 3. 1972 zuge­
stellten Erkenntnis wegen Rechtswidrigkeit 
infolge Verletzung von Verfahrensvorschriften 
aufgehoben, weil der Bescheid nach Auffas­
sung Ides Verwaltungs gerichtshofes mit einer 
Begründurngslücke behaftet war. Es hat Slich 
also um keinen materiell-rechtlichen, sondern 
um einen verfahrensrechtlichen Fehler gehan­
delt. 

Da im Zusammenhang mit dem vom BunJdes­
ministerium für so~iale Verwaltung eingelei­
teten Verfahren zur Erlassung eines Ersatz­
bescheides auch verfassungsrechtlichie Fragen 
aufgetaucht sind, hat das BundesministeI1ium 
für soziale Verwaltung am 19. 4. 1972 das 
Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst befaßt. 
Die Äußerung des Bundeskanzleramtes-Ver­
fassungsdienst list am 4. 9. 1972 im Bundes­
ministerium für soziale Verwaltung e1inge­
langt. 
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Vizekaozler log. Häuser 
Da Idlie offenen FI1agen nunmehr rechtlich eine solche Satzungs änderung vorzunehmen, 

geklärt sind, wird das Bmlldesministerium für und dann hätte es überhaupt keine Problema­
soziale Verwaltung den Ersatzbescheid in tik gegeben. 
Kürze erlassen. 

In ditesem Zusammenhang möchte ich be­
merken, daß der von der Wiener Ärztekammer 
in Zusammenarbeit mit der Selbständigen­
Krankenkasse des Handels durchgeführte 
Modellversuch von Gesundenuntersuchungen 
bereits abgeschlossen ist. Es haben sich 
111 Personen daran beteiligt. 

Präsident: Weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi: Herr Sozialmini­
ster! Ich sehe laber die Ausgangslage doch 
noch etwas anders. Denn Tatsache ,ist ja, daß 
zwar Maßnahmen zur Gesundenvorsorge in 
der Satzung vorgesehen sind, allerdings in 
einer nur generellen Form, ,in einer nur gene­
rellen Ermächtigung dazu. Da hat ja dann 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. lretzten EnJdes auch der Verwaltungs gerichtshof 

Ab d t D S . . H B d "1 beziehungJsweise die Aufsichtsbehörde einge-geor ne er r. cnnZl: err un esmml- .., 
t I I h di f 1 f 1 d f t t 11 V setzt und argumentJ.lert, dIese ,allgememe Er-s er. c ar·a so 0 gen es es seen: or ... . . 

t . . h lb J h h t' K k k : machtIgung fieiche !Illcht aus, um konkrete Maß-gu emeiln aaren a eInte ran en asse, I "" ' . 1 \; . 
1 . S lb t lt k" f d I nahmen zu ..,e lzen. Ich teile aASO hLer mcht 

aso. eln e s verwa. ungJ~ .orp~r, au em; anz Ihren Stand unkt. 
GebIete der GesundheItspohhk eme dankens-I g p 
werte Initiative ergriffen. Sie haben eine Lücke, Aber davon unabhängig, Herr Sozialmini­
in den Satzungen ausgenutzt, um diese Initia- : ster: Hätten Sie die Freundlichkeit, uns nun 
tiVle zu stoppen. Sie selber wurden dann vom • - da der Bescheid oder die Auffassung des 
Verwaltungsgellichtshof gestoppt, der gleich- Verfassungsdienstes ja Ihrem Ministerium 
falls 'eline Lücke in Ihrem Bescheid ausgenützt schon vor 6 oder 1 Tagen zugegangen list -
hat, weil eben, wie Sie jetzt selber lausgeführt wenigstens zu sagen, ob dieser Bescheid oder 
haben, die Begründung gefehlt hat. diese Auffassung nun so lautet, daß Sie 

Ich frage mich nur: Wie lange dürfen denn 
die kI1ebsgefährdeten Osterreicher durch rsolche 
und ähnliche Lücken noch durchfallen, bis end­
lich, wenn Sie schon die Selbslverwaltungs­
körper an Initiativen hindern, das Ministerium 
selber in Funktion tuitt? 

sozusagen "Feuer frei!" geben können für 
diese von der Krankenkasse ja selbständig 
gesetzte Initiative. 

Präsident: Herr Minister. Bitte. 

Vizekanzler lng. Häuser: Herr Abgeordne­
ter! Ich darf Ihnen die markanten Punkte der 

Darf ich Sie, Herr Milllister, nun fragen:' Äußerung des Verfassungsdienstes bekannt., 
Warum haben Sie nicht vor Erlassung Ihres I geben: 
Bescheides, der inzwischen aus formalen Grün- ,,§ 14 Abs. 1 GSKVG 1966 ist ... in seiner 
den aufgehoben wurde, Vlerfassungsmäßige Anwendbarkeit von der Erlassung entspre­
Bedenken gehabt und die Ausgarngslage durch chender Bestimmungen in der Satzung ab­
den Verfassungsdienst prüfen lassen, sondern hängig. Die gesetzliche Regelung ist also nicht 
iihn erst jetzt pr~fen lassen, .. als Sie. durch den I unmittelbar anwendbar. Sie gewinnt ihre An­
Verwaltungsgenchtshof zuruckgewü:esen Will" i wendbarkeit erst dann, wenn der Satzungs-
den? i geber im Rahmen der gesetzlichen Ermächti-

Präsident: Herr Minister. gung Art und Umfang der freiwilligen Lei­
stungen näher geregelt hat. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Herr Abgeordne­
ter! Darf ich fürs erste feststeHen, daß wir den 
Träger der Krankenkasse darauf aufmerksam 
gemacht haben, daß dIe Aufsidltsbehörde ver­
pflichtet ist, die gesetzlichen Bestimmungen 
einzuhalten. Das haben wir !der SelbstverWlal­
tung zur Kenntnis gebracht. 

Es list IlIicht um eine VIerhinderung dieser 
Gesun!dernuntersuchungen gegangen, sondern 
darum, daß die Satzung - wie das auch der 
Verfassungsdienst jetzt feststellt - nicht vom 
Vorstand, sondern ausschließlich von der 
Hauptversammlung kraft Gesetzes abgeändert 
werden kann. Das wußte der Träger, hat sich 
aber dennoch nicht daran gehalten. Das ist 
die Ausgangsbasis. Der Träger hätte :es relativ 
leicht gehabt, [in einer seiner Hauptversamm­
lungen, die inzwischen stattgefuIllden haben, 

Aus diesen Erwägungen heraus ist der dorti­
gen Auffassung zuzustimmen ... " 

Wir haben in unserem Schreiben eine wei­
tere Frage aufgeworfen, und zwar, ob der 
Beschluß des Verwaltungsausschusses - der 
betroffenen Krankenkasse - vom 30. Juni 
1911 nicht schon deshalb verfassungswidrig 
sei, "weil er - als Rechtsverordnung auf der 
gleichen Stufe wie die Satzung stehend -, als 
unzulässige Subdelegation der Verordnungs­
ermächtigung angesehen werden muß". 

Dazu der Bundes-Verfassungsdienst: "Dazu 
ist zu bemerken, daß die Unzulässigkeit von 
Subdelegationen, wie sie sich aus Artikel 18 
Bundes-Verfassungsgesetz für den Bereich der 
allgemeinen staatlichen Verwaltung ergibt, 
auch für die generelle Normsetzung innerhalb 
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Vizekanzler Ing. Häuser 
der Selbstverwaltung Geltung besitzt. Nach 
§ 122 Abs. 1 Z. 4 GSKVG 1966 .. , ist die 
Satzung und deren Änderung von der Haupt­
versammlung zu beschließen. Damit ist offen­
sichtlich ... die Zuständigkeit aller anderen 
Organe bei der Satzungsgebung ausgeschlos­
sen ... Eine generelle Normsetzung durch 
andere Organe kann daher in diesem Punkt 
(Kr ankhei tsver hü tung) rech tmäßigerwei se 
nicht erfolgen." 

Diesen Standpunkt, Herr Abgeordneter, hat 
unser Aufsichtskommissär und haben wir der 
Krankenversicherung bereits im Sommer 1971 
bekanntgegeben. 

Die notwendige Lösung, die jetzt vorge­
nommen wird und die wir mit einem neuer­
lichen Bescheid bekräftigen werden, liegt also 
darin, daß im Rahmen der Gesetzgebung der 
gewerblichen Krankenversicherung die vom 
Verband herausgegebene Mustersatzung zwin­
gend ist. Es kann also nicht einmal die Kran­
kenversicherung des betroffenen Trägers von 
sich aus ihre Satzung ändern, sondern sie muß 
erst auf die Änderung der Mustersatzung des 
Verbandes warben. Wir werden jetzt dem Ver­
band nahelegen, eine solche Änderung vorzu­
nehmen. All das hätte allerdings schon vor 
einem Jahr geschehen können, wenn der 
Standpunkt der betroffenen Kassa nicht so 
einseitig gewesen wäre. 

Abgeordneter Dr. Schwimmer: Herr Bundes­
minister! Aus den Zeitungsmeldungen über 
die Gespräche zwischen Ihnen, der Frau Bun­
desmin1ster für Gesundheit und dem Haupt­
verband geht hervor, daß im Hauptverband 
der Sozialversicherungsträger das Programm 
des Gesundheitsministeriums für di'e Gesun­
denuntersuchungen als zu aufwendJig und laIs 
für die So~ialversicherungsträg:er auch nach 
dem 1. Jänner 1974 nicht finanzierbar gehalten 
wird. 

Sehen Sie also eine Chance, daß die Unter­
suchungen, die ab 1. November 1972 durch­
geführt werden, dann ab 1. 1. 1974 in das 
Untersuchungsprogramm der Sozlialversiche­
rungsträger aufgenommen werden? 

Präsident: Herr Minister. Bitte. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Herr Abgeordne­
ter! Ich habe schon erklärt, daß diese Test­
untersuchungen eline Basis dafür abgeben wer­
den, wde die weiteren Untersuchungen vor­
genommen werden. Die IHchtliruien, die von 
Experten urud nicht auf Grund einer Beschluß­
fassung des Hauptverbandes ausgearbeitet 
wurden, sind vorbereitende Maßnahmen für 
jene Möglichke!iten, die nach Beschlußfassung 
der 29. Novelle mit Jänner 1974 tin Angriff 
genommen werden. 

Präsident: Zweite Frage. Bitte. 

Präsident: Anfrage 15: Herr Abgeordneter Abgeordneter Dr. Schwimmer: Herr Bundes-
Dr. Schwimmer (OVP) an den Herrn Miruister. minister! Damit ilst die Frage nicht beant-

578/M 

Zu welchen Ergebnissen fübrten die zwischen 
Ihnen, dem BWldesminister für Gesundheit 
und Umweltschutz und den Trägern der Sozial­
versicherung geführten Gespräche zum Zweck 
der Koordination der Gesundenuntersuchungen ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Herr Abgeordne­
ter! Die mit der Frau Bundesmin~ster für Ge­
sundheit und Umweltschutz und den Trägern 
der Sozialversicherung geführten Koordina-
1Jionsgespräche führten dazu, daß ab Novem­
ber 1972 die Projektstudie Gesundenunter­
suchung in Wien und Kärnten durchgeführt 
wird. Diese Untersuchll[lgen sollen die Basis 
für die Ausarbeitung weiterer Untersuchungs­
programme bilden. Die Sozialversicherungs­
träger wenden im S~nIlJe der Regierungsvor­
lage der 29. Novelle zum ASVG erst ab 
Jänner 1974 Gesundenuntersuchungen durch­
führen können. Bei diesen Untersuchungen 
wird das Ergebnis der vom Bundesministerium 
für Gesundhelit und Umweltschutz veranlaßten 
Testuntersuchungen eine wertvolle Hilfe sein. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

wortet, ob die Untersuchungen nach dem 1. 1. 
1974 schon auf Grund der finJanziellen Vor­
aussetzungen im selben materiellen Umfang 
durchgeführt werden können, w.ü~ sie das 
Gesurudheitsministel1ium ab 1. November 1972 
in Angriff nehmen wird. 

Aber in diesem Zusammenhang eine andere 
Zusatzfrage : Aus den Zeitungsmeldungen geht 
auch hervor, daß im Hauptverband die Mittel, 
die nach der 29. ASVG-Novelle für Gesunden­
untersuchungen zur Verfügung stehen werden, 
für das Programm der Frau Gelsulldheitsmini­
ster als zu weIlJig erachtet werden. In der 
Regierungsvorlage zur 29. ASVG-Novelle ist 
aber auch vorgesehen, daß die zweckgebun­
denen Mittel auch für den Bau von Einrich­
tungen zur Gesundenuntersuchung verwendet 
werden können. 

Da die Mittel an und für sich als zu gering 
erachtet werden, frage :ich: Welche Möglich­
keiten sehen Si'e, dafür vorzusorgen, daß die 
zweckgebundenen Mittel im Falle einer 
Beschlußfassung der 29. Novelle in der Form 
der Regderungsvorlage auch tatsächlich nur 
für die Durchführung von Gesundenunter­
suchungen Vlerwendet wenden? 
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Präsident: Herr Minister. Bitte. 

Vizekanzler Ing. Häuser: Herr Abg,eordne­
terl Sie wiJssen, daß ich Realist bin. Da noch 
niemand weiß, wie das Ergebnis dieser T,est­
untersuchungen ausfallen wird, noch niemand 
weiß, wie letzthin im Einvernehmen mit dem 
Gesundheitsministerium die weiteren Gesun­
denuntersuchungen vorgenommen werden, 
kann man zu €liner Fragestellung, wie Sie sie 
eben abgegeben haben, eben noch nicht Stel­
lung nehmen, weil die RealJitäten zurzeit nicht 
vorhanden sind. 

Bundesministerium für Gesundheit und 
Umweltschutz 

Präsident: Anfrage 16: Frau Abgeordnete 
Albrecht (SPü) an die Frau Bundesminister 
für Gesundheit und Umweltschutz. 

553JM 

In welchem Stadium der Vorarbeitung be­
findet sich das Projekt periodischer Unter­
suchungen der vorschulpflichtigen Kinder, wie 
dies im Gesundheitsplan vorgesehen ist? 

Präsident: Bitte, Frau Minister 

Bundesminister für Gesundheit und Um­
weltschutz Dr. Ingrid Leodolter: Sehr geehrte 
Frau Abgeordnete! Das Bundesministerlium für 
Gesundheit und Umweltschutz hat nach 
seinem Entstehen sich vorerst mit den pro­
grammierten Untersuchungsmethoden für die 
schulpflichtigen Kinder befaßt. Es hat ,ein 
Untersuchungsprogramm ausgearbeitet, es hat 
Blätter aufgelegt. DJ,ese Blätter sind jetzt !in 
Druck und werden dann den Bundesländern 
für die Untersuchungen zur Verfügung ge­
stellt. 

Ein Projekt über die peniodischen Unter­
suchungen der vorschulpflichtigen Kinder, das 
nach ähnlichen Grundsätzen aufgebaut sein 
wird, befindet sich lin Vorbereitung. Es wäre 
mögLich, daß durch di'e Erfahrungen, die wlir 
mit den Blättern für die Schuljugend machen, 
eine Modifizierung der Untersuchungen für 
die vorschulpflichtigen K1inder erforderlich sein 
wJird. Die gesundheitLiche Erfassung der vor­
schulpflichtigen Kinder in den BundesläIlldern 
und in Wien, also im ganzen Bundesgebliet, 
ist uns laber ein besonderes Anliegen und 
wird sicherlich lin der nächsten Zeit durch­
geführt werden können. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordnete Anneliese Albrecht: Frau 
Bundesminister! Weiß man vielle:icht schon, 
ob Slich der Gesundheitszustand der Kinder 
jener Altersgruppen, die durch die periodi­
schen Gesundenuntersuchungen erfaßt werden 
sollen, !i!Il den lletzten Jahren v:erändert hat, 

ob er sich gebessert oder ob er sich ver­
schlechtert hat? 

Präsident: Frau Minister. Bitte. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Frau 
Abgeordnete! In meinem Bundesmini'sterium 
liegen keine Unterlagen für eine solche Beur­
teilung vor. Wir haben aber vor, im Mini­
sterium eine Dokumentation über den 
Gesundheitszustand vorschulpfl:ichbiger KJinder 
im VIerein auch mit den Bundesländern zu 
ins tallieren. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordnete Anneliese Albrecbt: Erfreu­
licherweise erkennen immer mehr Eltern den 
Wert und die Wichtigkeit dieser periodischen 
Gesundenuntersuchungen für ihre Kinder. Es 
sind aber leider noch nicht alle. 

Frau Bundesminister! Haben Sie nun vor, 
ähnlich wie das in manchen Ländern schon 
geschieht, ,im Zusammenhang mit diesen ge­
planten periodtischen Gesundenuntersuchun­
gen für vorschulpflichtige Kinder lauch unter 
den Eltern eine Aufklärungskampagne zu 
starten? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Ja­
wohl, Frau Abgeordnete. Wir haben das Ziel, 
die Kampagne zu starten; wir werden in der 
Aufklärung, die ja auch ein Punkt unseres 
Programms ist, diesbezüglich sehr viel machen 
und wir werden vor allem bei der Neuauflage 
der Schwangerenpässe schon darauf hin­
weisen, daß solche Untersuchungen notwendig 
sind. Wir werden ferner in den Mütter­
beratungsstellen immer wieder darauf hin­
weisen und wir werden uns auch zur Auf­
klärung in dieser so wichtigen Sache der 
Massenmedi,en bedienen. 

Präsident: Anfrage 17: Herr Abgeordneter 
Dr. Scrinzi (FPO) an die Frau Bundesminister 
für Gesundheit und Umweltschutz. 

542JM 

Welche finanziellen Mittel werden'Sieheran­
ziehen, damit die Vorsorgeunt.ersuchungen in 
ganz Österreich ehestens durchgeführt werden 
können? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolte:r: Herr 
Abgeordneter Dr. Scrinzi! Die finanziellen 
Mittel, die für die Durchführung von Vor­
sorgeuntersuchungen in ganz Dsterreich not­
wendig sein werden, werden in ihrem Aus­
maß erst verläßlich abg.eschätzt werdelIl kön­
nen, sobald die noch in diesem Jahr an­
laufende und lim nächsten Jahr auslaufende 
ProjektstudJie einen Dberbllick erlauben wind. 
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Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter 

Welche finanziellen Quellen dann zur Be­
deckung dieses notwendigen Aufwandes her­
angezogen werden, wird eIlst festzulegen sein, 
sobald das Ausmaß dieser Kosten feststehen 
wird. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. ScIinzi: Frau Bundesmini­
ster! ~ie werden mir glauben, daß ich von 
dieser Antwort sehr enttäuscht blin; denn daß 
selbst zum Abschätzen des Ausmaßes der 
Mittel noch Projektstudien gemacht werden 
müs1sen, das scheint mir doch mehr als be­
denklich zu sein. Sie selber haben bereits 
die Kosten für die breit angelegte vorbeugende 
Untersuchung, wie Sie sie zu Recht anstreben, 
von Ihrem Ministerium mit etwa 350 S pro 
Kopf taxieren lassen. - Der Sozialminister 
ist bei selinen "Schmalspuruntersuchungen" 
viel sparsamer. - Es ist dann nur eine Auf­
gabe des einfachen Multiplizierens mit den in 
Frage kommenden Altersgruppen, um den er­
forderlichen Aufwand zu bekommen. Dazu 
braucht man also wirklich keine Projektstudie. 

Es ergibt Slich aber die Frage, warum man 
nicht die Erfahrungen und die Beispiele 
anderer Länder, auch österreichiseher Bundes­
länder, heranzieht und auf solche Projekt­
studien verZlichtet. Vorarlberg hat auf breiter 
Basis mit durchschlagendem Erfolg ,solche 
Untersuchungen gemacht. Ich habe mich vor 
kurzem in einem l1iroler Bezirk davon über­
zeugen können, daß die !dortige Ärzteschaft 
aus eigener Initiative Gesundenunt:ersuchun­
gen beli Frauen macht und auf erstem Anhieb 
einen Prozentsatz von 65 Prozent aller Frauen 
der entsprechenden Altersgruppe dieses Be­
zirkes erfassen konnte. 

Wozu also brauchen Sie Projektstudien, 
Frau Bundesminister? 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Herr 
Abgeordneter Dr. Scrinzi! Ich habe an dieser 
Stelle schon geSiagt, wozu >ich diese Projekt­
studie brauche. Ich brauche sie dazu, um 
elinerseHs zu sehen, ob dieses Untersuchungs­
programm, das ich vorschlage, zielführend ist, 
und andererseits um zu sehen, wie viele Leute 
sich einer solchen Untersuchung sowohl lim 
städtischen als auch im ländlichen Gebiet 
unterzliehen. Sie müssen doch zugeben, daß 
erst diese Maßnahmen ergeben können ab­
zuschätzen, wieviel Geld man dazu braucht. 

Zu Ihrer anderen Äußerung: Daß Unter­
suchungen in Vorarlberg 7Jilelführend slind, will 
ich gar nicht abstreiten. Die Untersuchungen 
bilden selbstverständlich ein sehr ernst zu neh­
mendes ~rogramm. Das i,st auch ein Programm. 
Warum ich aber zu einer etwas anderen Unter-

suchung übergehen möchte, hat folgenden 
Grund. Ich glaube, wenn man einmal gesunde 
Menschen zu einer Untersuchung bringt, dann 
soll man doch womöglich etwas mehr aus­
sagen können als: "Diesen einen Krebs haben 
Sie nicht." 

Präsident: Eine weiter,e Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi: Frau Bundesmini­
ster! Aber dazu brauchen wir keine Projekte, 
denn dazu liegen konkrete Erfahrungen vor. 
Die Osterreichischle Ärztekammer hat ,in den 
abgelaufenen Jahren mit durchschlagendem 
Erfolg die Diabetes-Prophylaxe durchgeführt. 
Vorarlberg hat alle:in bei der geZiielten Unter­
suchung an Vorarlberger Frauen, ganz auf 
freiwilliger Basis :im Initilativbereich einer 
Kammer, fast 30.000 Frauen ,in kur:ver Zeit 
in der Untersuchung erfaßt. Also die Be!1eit­
schaft ist da. Ihr Ministerium müßte nur dlie 
Mittel zur Verfügung stellen und, um die 
Dinge langfristig ausnützen zu können, den 
notwendigen EDV-Apparat aufbauen, den wir 
brauchen, wenn wlir die Dinge angehen. Denn 
Sie wollen jla jetzt diese Projekte in zwei 
Bundesländern starben, wenn letzten Endes 
der Streit mit dem Sozialministerium zu Ihren 
Gunsten ausgehen sollte. Aber das muß doch 
langsam das Gefühl hervorrufen, daß man 
sich das Bundesland aussuch!en muß, in dem 
man bessere Uberlebenschancen hat. Das wird 
doch kein Mensch verstehen. Wir haben doch 
keine Pionierarbeiten zu leisten. In zahl­
reichen Staaten der Welt wird seit vJielen 
Jahren prophylaktische Medizin betrileben. 
Wlir brauchen nur auf diese Erfahrungen zu­
rückgreifen. 

Meine Frage, Frau Bundesminister: Wann 
ist damit zu rechnen, daß Ihr Minilsterium 
auf breiter Basis, alle neun Bundesländer er­
fassend, mit konkreter Gesundheitsprophylaxe 
beginnt? 

Präsident: Frau Minister. Bitte. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Herr 
Abgeordneter Dr. Scrinzi! Sie können sich 
darauf VIerlassen, daß das Bundesministerium 
die Mittel zur Verfügung stellen wird, die 
notwendig sind, um die Projektstudie zu 
machen. Darüber war nie ein Zweifel. Sie 
können sich auch darauf verlassen, daß die 
EDV-Geräte zur Verfügung stehen werden, 
daß wir lauf,end Berichte abziehen werden, 
um uns über das Ergebnis dieser Studien zu 
orientieren. 

Wenn Sie sagen, wir könnten auf ausländi­
sche Vorbilder verweisen, so muß ich fest­
stellen, daß die Erfahrungen, die dort gewon­
nen worden sind, äußerst unterschiedlich sind 
und gerade über dtileses Gebiet keinen rich-
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Bundesminister Dr. Ingrld Leodolter 

tigen Aufschluß geben. Wenn Sie weiters 
sagen, daß auf der einen Seite lin einem Land 
Diabetes~Untersuchungen gemacht worden 
sind und auf der anderen Seite Krebsunter~ 
suchungen, so geben Sie mir damit eligentlich 
schon recht; denn mein Ziel bei diesen Unter­
suchungen 'ist, Lungen-, Brust-, Gebärmutter­
krebs, Prostata- und Mastdarmkrebs, Diabetes, 
Herz- und KTieislaufstörungen, Harnweginfek­
tionen sowie andere Entzündungszeichen und 
schließlich alle Risikopatienten mit meinem 
Untersuchungsprogramm zu erfassen. Das list 
also doch wesentlich mehr, als auf einzelnen 
Gebieten lin den verschiedensten Unter­
suchungsprogrammen erfaßt werden konnte. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 18: 
Herr Abgeordneter Dr. Schwimmer (OVP) an 
die Frau Bundesminister. 

580jM 

Voraussetzungen voraussichtLich erst ab 
1. Jänner 1974 vorliegen. Ihre Projektstudie 
beginnt mit 1. November 1972. 

Wenn sich herausstellen sollte, daß der 
Hauptverband auch nach dem 1. Jänner 1974 
nur e!in Mini-Untersuchungsprogramm durch­
führen will, werden Sie dann im Rahmen Ihres 
MiIlJisteriums die von Ihnen 'in bTieiterem Um­
fang vorgesehenen Untersuchungen über den 
1. Jänner 1974 hinaus weiterführen? 

Präsident: Frau Minister. Bitte. 

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Herr 
Abgeordneter I Die Gesundenuntersuchungen 
auf gesamtösterreichischer Basis - das habe 
ich übrigens vorher bei der Beantwortung der 
Anfrage nicht ausgeführt - werden ab 1. Jän­
ner 1974 aller Voraussicht nadl stattfinden. 
Welches Untersuchungsprogramm wir dann 
machen werden, wlird nicht zuletzt von dieser 

Zu welchen Ergebnissen führten die zwischen ProjektstUidlie, die wir jetzt durchführen, ab­
Ihnen, dem Bundesminister für soziale Ver- hängen. Meiner Meinung nach ist mein Pro­
waltung und den Trägern der Sozialversicherung 
geführten Gespräche zum Zwecke der Ko- gramm gut. Wür werden aber sehen, was die 
ordination der Gesundenuntersuchungen ? Berichte, diJe wir bei dieser Projektstudie er-
Präsident: Bitte, Frau Minister. stellen, ergeben werden, und dementsprechend 

wird man Sich dann mit der Sozialversiche­
Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Sehr rung auf ein Programm eiIlJigen. 

geehrter Herr Doktor! Bei der Bespredmng 
am vergangenen Mittwoch über das Thema 

Bundesministerium für Handel, Gewerbe und Gesundenuntersuchungen, die unter Vorsitz 
des Herrn Bundeskanzlers in Anwesenheit von Industrie 
Herrn Vizekanzler Ing. Häuser, dem Präsiden­
ten des Osterreichischen Gewerkschaftsbundes 
Benya, Vertretern der Soziialversicherung und 
mir durchgeführt wurde, wurde voll Uberein­
stimmung aller Anwesenden darüber festge­
stellt, daß die von meinem Bundesministerium 
ausgearbeitete "Projektstudie Gesundenunter­
suchungen" lin der vorgeschlagenen Form ab 
November 1972 durchgeführt werden wird. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Schwimmer: Frau Bundes­
minister! Sind in diesem Zusammenhang die 
Ze'itungsmeldungen richtig, daß Säe das vor­
gesehene Untersuchungsprogramm des Haupt­
verbandes der Sozialversicherungsträger für 
nicht ausreichend betrachten? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 19: 
Herr Abgeordneter Egg (SPO) an den Herrn 
BundesmiIlJister für Handel, Gewerbe und 
Industrie. 

555jM 

Ist beabsichtigt, eine Nettopreisverordnung 
für Landmaschinen zu erlassen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie Dr. Staribacher: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter I Es ist derzeit nicht beabsich­
tigt, eine Nettoprelisverordnung zu erlassen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Egg: Sehr geehrter Herr Bun­
desminister! Mir list bekannt, daß vor einiger 
Zeit Besprechungen in dieser Richtung ge-

Bundesminister Dr. Ingrid Leodolter: Dieses führt wurden. \V"enn man daran denkt, daß 
Untersuchungsprogramm der Sozialversiche- in den letzten Jahren immerhin durch Netto­
rung stellt einen Stufenplan dar; die erste prelisverordnungen den österreichischen Kon­
Stufe ist eine Krebsuntersuchung. Wie ich jetzt sumenten e:inige Vortleile verschafft werden 
eben ausgeführt habe, stellt mein Unter- konnten, so ist sicher die ernsthafte Behand­
suchungsprogramm schon eine etwas breitere lung der Frage der Erlassung einer Netto-
Basis der Untersuchung dar. preisverordnung für lJandmaschinen nicht un. 

Präsident: Weitere Frage. Bitte. interessant. 

Abgeordneter Dr. Schwimmer: Frau Bun- Wieweit sind nun be,i diesen Vorgesprä-
desminister! Für das Untersuchungsprogmmm ehen, die noch zu keinem endgültigen Ergeb­
des HauptV'erbandes werden die gesetzlichen nis geführt haben, Stellungnahmen seitens der 
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Egg 
PräsidentenkonfeJ:1enz der Landwirtschafts­
kammern eingelangt, und was beinhalten sie 
,im wesentlichen? 

Präsident: Herr Minister. Bitte. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Die Präs i­
dentenkonferenz der Landwirtschaftskammern 
hat es abgelehnt, einen diesbezüglichen An­
trag an mein Ministerium zu stellen, und 
daher bin ich auf Grund des Gesetzes nicht 
in der Lage, eine diesbezügliche Verordnung 
zu erlassen. 

Präsident: Anfrage 20: Herr Abgeordneter 
Dipl.-Ing. Hanreich (FPO) an den Herrn Bun­
desminister. 

546/M 

Wann wird bezüglich der Ladenschlußzeiten­
Regelung, deren Zweckmäßigkeit in zunehmen­
dem Maße angezweifelt wird, eine sich auf 
das ganze Bundesgebiet erstreckende Befragung 
der Konsumenten und Geschäftsleute durch­
geführt werden? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Sehr geehr­
ter Herr Abgeordneter! Ich werde nach Vor­
Hegen der Ergebnisse der von mir eingesetz­
ten Arbeitsgruppe eine diesbezügliche Frage, 
wenn es vom Ausschuß gewünscht wird, dann 
entsprechend vorlegen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Hanreich: Heißt das, 
daß Sie eine Befragung der Bevölkerung selbst 
zum Thema Ladenschlußzeiten noch nicht ins 
Auge gefaßt haben? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Das heißt 
es. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter DipI.-Ing. Hanreich: Das Pro­
blem der Ladenschlußzeiten ist aber durch die 
sehr unbefriedigende Situation in diesem Be­
reich ein Problem, das einen weiterlen Auf­
schub nicht duldet. 

Bis wann rechnen Sie damit, daß Ihre Kom­
mission so weit sein wird, daß sie eine Ent­
scheidung darüber treffen kann, ob die Be­
fragung durchgeführt werden wird oder nicht, 
und bis wann kann dann das Ergebnis dieser 
Befragung vorliegen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Staribacher: Herr Abge­
ordnet'erl Ich kann natürldch €liner Arbeits­
gruppe, die ich mühsam zustande gebracht 
habe - Sie wissen Ja, der Vorsitzende dieser 
ArbeHsgruppe ist der Kommerzialrat Schön­
bichler von der Handelskammer, der Stellver-

treter ist der Herr Abgeordnete zum Natio­
nalrat SkI1itek, Viizepräsildent der Arbeiter­
kammer -, kein ZeitLimit geben und will 
auch keines geben. Ich bin aber überzeugt 
davon, daß auch die delegierenden anderen 
Stellen bestrebt sein werden, sobald es irgend­
wie geht, eine brauchbare und doch für alle 
befrtiedigende Lösung zu finden, ullid weI1de 
dann selbstverständlich di'e notwendigen 
Maßnahmen, die mir vorgeschlagen werden, 
unV'erzüglich lin Angriff nehmen. 

Bundesministerium für Auswärtige 
Angelegenheiten 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zu den 
Fragen, die für die 41. Sitzung vorgesehen 
waren, und kommen zur 1. Anfrage. Das ist 
die des Herrn Abgeordneten Dr. Karasek 
(OVP) an den Herrn Bundesminister für Aus­
wärtige Angelegenheiten. 

594/M 

Was ist Ihren Informationen nach der Grund 
für die Übersiedlung der SALT·Konferenz von 
Wien nach Genf? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
heiten Dr. Kircbschläger: Herr Abgeordneter I 
Der Grund für die Ubersiedlung der SAL T -
VerhanJdlungen von Wien und Hels:inki nach 
Genf liegt nach übereinstimmenden Erklärun­
gen sowohl der sowjetischen als auch der 
amerikanischen Regierung in tedllliischen und 
finan:zJiellen Gründen. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Karasek: Herr Bundes­
ministerl Haben Sie die Gew;ißheit, daß nicht 
auch andere Gründe für die Ubersiedlung 
maßgebend gewesen sein könnten? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Kircbsdlläger: Alle 
meine Kontakte, sowohl mit der amerikani­
schen als auch mit der sowjetischen Seite, 
haben mich keinerlei andere, vor allem auch 
keinerlei politische Gründe erk<ennen lassen. 

Die Vertreter der beiden Staaten haben sich 
in besonders herzlicher Weise für die Gast­
freundschaft bedankt,. die sie hier genossen 
haben, und haben unterstrichen, daß an sich 
alle Voraussetzungen für die Weiterführung 
der Gespräche hier gegeben wären, daß aber 
nunmehr im Hinblick auf die längere Dauer 
der SALT das stete Wechseln des Verhand­
lungsortes doch mit sehr viel Schwierigkeiten 
und vor allem mit sehr viel Kosten verbunden 
sei. 

Präsident: Weitere Frage. Bitte. 
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Abgeordneter Dr. Karasek: Herr Bundes­
ministerl Wurde die österreichische Bundes­
regierung OIder das AußenmiIllistJerium von 
dem beabsichtigten Schritt informiert, oder 
wurde uns ledigLich post festum sozusagen 
eine Mitteilung gemacht, daß die Ubersied­
lung statthaben wird? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Kirchschläger: Das 
Außenministerium hat etwa zwei Monate vor 
der Verlegung schon inoffizielle Informatio­
nen gehabt, daß eine solche Uberlegung exi­

meindezahl, an der Zahl des Umfanges der 
Kassengröße, am Steueraufkommen, aber auch 
am Personalstande niedriger eingestuft 
wurde als das eben angezogene Finanllamt. Ich 
möchte absolut nicht ,in Zweifel [teIlen und 
füge das besonders hinzu, daß das von mir 
angezogene Firnanzamt richtig eingestuft 
wurde, aber das Finanzamt Gr:ieskirchen er­
scheint mir nach diesen Kniterioo, die Sie eben 
bestätigt haben, doch zu niedrig eingestuft. 
Ist Ihnen diese Tatsache bekanntgeworden? 

Präsident: Herr Minister. Bitte. 

stiert und eine solche Ubersiedlung geplant Bundesminister Dr. Androsch: Ich kann nur 
ist. Die eigentliche Mitteilung, die offizielle darauf verweisen, daß nach den mir vorlie­
Mitteilung ist allerdings in Helsinki und in I genden Unterlagen nach den für alle gülti­
Wien post festum 'erfolgt. gen Kriterien die Einstufung erfolgt ist. Wenn 

Bundesminislerium für Finanzen 

Ihnen Fälle bekannt sein sollten, wo hier bei 
gleichen Voraussetzungen unterschiedliche 
Einstufungen erfolgt sind, so werde ich, wenn 

Präsident: Anfrage 2: Herr Abgeordneter Si'e mir die Unterlagen zur Verfügung stellen, 
Ortner (SPO) an den Herrn Bundesminister gerne der Sache nachgehen. 
für Finanzen. 

554/M 
Welche Kriterien waren bei der Einstufung 

des Finanzamtes Grieskirchen in die niedrigste 
Kategorie, also 3, maßgebend? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. AndrosdI: 
Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Bei der 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Orlner: Herr Bundesminister! 
Ist :im Zuge der Automatisi,erung des Finanz­
amtes GrieskJirchen ,in absehbarer Zeit an eine 
Neu- oder Sondereinstufung gedacht, oder er­
folgt das eben zeitmäßig gesehen im normalien 
Turnus? 

Präsident: Herr Minister. Bitte. 

letzten Wertigkeitseinteilung der Flinanzämter Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter 
mit allgemeinem Wirkungsbereich wurde die Herr Abgeordneter! Wie lich Ischon auf Ihre 
kategoriemäßige Einstufung des Finanzamtes Stammfrage geantwortet habe, wird das im 
GI'ieskirchen wiie die der übrJigen Finanzämter Zuge einer generellen Neukatalogisierung Be­
nach folgenden Abgrenzungsmerkmalen vor-, rücksichtigung finden. 

Z hl d V 1Ja f ··ll Q l·t··t d Prasldenl: Anfrage 3: Herr Abgeordneter 
genommen: Steueraufkomm,en, Personal'stand, I ... 

a er eran gungs a er ua 1 a er 0 . . 
A b ·t Z hl d K t bl tt . h ·t d Z hl Dr. B1enk ( VP) lan den Herrn Bundesmllll-r el r a er on 0 a em el en un a t 

582/M 

der LohnsteU!erfreibetragseintragungen. Auf s er. 
Grund seiner innerorganisatonischen Gegeben­
heiten wurde hiebei das Fli!Ilanzamt Grieskir­
chenin die Kategorie 3, nicht aber :in die 
niedrigste Kategorie, das wäre die Katego­

Auf Grund welcher Annahmen über die 
Preisentwicklung ist im Jahre 1973 ein aus­
gewiesenes Budgetdefizit von 12 Milliarden 
Schilling - wie Sie das vor kurzem der Öffent­
lichkeit bekanntgegeben haben - vertretbar? 

nie 4, eingestuft. 

Bei der für die nächste Zeit dn Aussicht ge-
nommenen Neukategorisierung der Finanz- Präsident: Herr Minister. Bitte. 
ämter mit iallgemeinem W.irkungsbereich wird Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter 
seitens deos Bundesminilsteriums für Finanzen Herr Abgeordneterl Zu Ihrer Anfrage darf ich 
geprüft werden, ob der linzwtischen eingetre- vorerst grundsätzlich bemerken, daß Haus­
te ne Agendenzuwachs und das größere Steuer- haltsdefizite llIicht auf Grund bestimmter An­
aufkommen eine höhere Bewertung des 
Finanzamtes Grieskirchen erfordert. 

nahmen über die Preisentwicklung entstehen. 
Sie sind vTielmehr das Ergebruis einer Gegen-

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. überstellung der Einnahmen und Ausgaben in 

Abgeordneter Ortner: Herr Bundesministerl den jeweiligen BUJ]desvoranschlägen. 
Was mich zu dieser Anfrage veranlaßt hat, ist Obwohl für das kommende Jahr noch keine 
die Tatsache, daß mir bekannt ist, ohne daß Prognosen vorliegen, gibt es verschiedene A!Il­
ich jetzt einen Namen eines Rinanzamtes in zeichen dafür, daß die zu Beginn des Jahres 
Oberösterreich nennen möchte, daß das I von 'einigen Seiten verlautete pessimistische 
Finanzamt Grieskirchen ersterus an der Ge- Prognose, wonach in Osterreich im Laufe des 
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Bundesminister Dr. Androsch 
Jahres 1972 ein deutlicher Rückgang des Wiirt- , die für eine I1elative Stabilisierungspolitik not­
schaftswachstums zu erwarten sei, nicht ein- wendig wären. 
tritt. Vielmehr wird der dynamiische Trend Nun haben Säe in elinem Pressegespräch von 
der Wiirtschaftsentwicklung auch 1973 anhal- gestern, Herr Bundesminister, wie aus den 
ten. Es list somit lin Osberreich gelungen, ohne Zeitungen heute zu entnehmen ist, für die 
Abschwächung den Anschluß von einer Phase ersten Monate des kommenden Jahres vor­
~er Hochkonjunktur an d~ näch~ten !<01Il- sorglkh bereits eine PreiJssteigerung VOlfi über 
junkturaufschwung zu erreIchen. DIe pnvate I 7 Prozent angekündigt, eine Tatsache, !die Sie 
Nachfragle dürfte somit auch für das kom-l mit den Worten verbunden haben, daß selbst­
mende Jahr lebhaft sein, sodaß 1973 ein Bud- verständlich die Stabilitätspolihlk Vorrang 
get der StJabilität angestrebt werden muß, habe. 

Im Hinblick auf die außerordentlichen Pro- H B d "t' E' . Be e' che 
bl dI' " h J h b "It' t d I err un esmmiS er, 'lner Jener r 1 , 

eme, le im nac sten a r ewa Ig wer en I' d' d' St b'l't"t I't'k t h 'd d 'n .., m Ie le a 1 'I a spo lIen sc el en el-
mussen, muß bel Felstlegung der Ausgaben- '$ "ßt' t t r anderem neben der 

't d B d h h It 't "ßt Z I greIl,en mu e, IS un e 
seI e I es un es aus a es ml gro er u-

I 
B d t l"t'k h' d SteuerpolI'tI'k .. , , u ge POLI 1 auc Jener er , 

ruckhaltung vorgegangen weIden, wobeI ms- d' h k h' k k tauf dI'e Frage 
, .. Uni Ie omme Ier on re 

besondere emer Uberforderung des gesamt-/ cl M h t t ...I.' " JUlI' ...I·
1
'eses , " , ,er e rwer s euer, UlIe WIr !im U! 

wIrtschaftlIchen Prodllk1nonspotenhals ent-I J h h' , H b ch' d t haben . " ares ler 1m ause vera s Ie e , gegengewurkt werden soll. DIe SteIgerung des 
Ausgabenrahmens wird sich daher be:im Bun- I Ich darf darauf verweisen, daß e.s eine Er­
desvoranschlagsentwurf 1973 an der nominel- ! fahrung list, di'e in anderen europäischen Län­
len Zuwachsrate des Sozi!alproduktes zu dern gemacht wurde und die im übr~gen mit 
orientieI'en haben, Wenn nun - mit allen den allgemeinen budget- UIlJd preispolitischen 
Vorbehalten - die nominelle Wachstumsrate Edahrungen übereinstimmt, wonach in einem 
des Bruttonationalproduktes für 1973 mit etwa Stadium entsprechender Preisanstiege die Ein-
10 Prozent angenommen wiI1d, so bedeutet führung der Mehrwertsteuer äußerst dliffizil 
diles, daß eine Ausweitung des Ausgaben- ist. Horst Knapp hat im August von e1iner 
rahmens von maxlimal 10 Prozent gerade als pr,eispolitischen Katastrophe gesprochen, die 
vertretbar ,angesehen werden könnte. auf uns zukommt, und es ist sicher richtig, 

Der Abgang im Bundesvoranschlagsentwurf 
für 1973, welcher seinerzeit mit mehr allS 
12 Milliarden Schilling angegeben wurde, 
steht somit an und für sich in ke.inem direkten 
Konnex zuirgendwelchen Annahmen über die 
Preisentwicklung. Im übrigen lassen die über­
aus starken Stabilisierungsbemühungen wäh­
rend der soeben abgeschlossenen BUidgetver­
handlungen erwarten, daß diese 12 Milliar­
den unterschritten werden. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

wenn mam. heute neuerdings und gerade im 
Hinbltick auf Ihre gestrigen Erklärungen 
wegen der zu erwartenden Preisentwicklung 
die mnführung der Mehrwertsteuer einer kr,i­
tischen Betrachtung unterZJieht. 

Ich möchte Sie daher fragen, Herr Bundes­
minister: Sind Sie gerade lim Hinblick auf 
diese neueste von Ihnen skizzierte Entwick­
lung bereH, die Einführung der Mehrwert­
steuer so, wie es von verschiedenen fach-

I kundJig.en SeJiten bereits am.geregt wurde, bis 
auf weiteres zu sustieren und rauf einen Zetit-

Abgeordneter Dr. Blenk: Herr Bundesmini- punkt zurückzustellen, der nach weiteren Pro­
ster! Mir ist klar, daß die Budgetdefizite nicht gnosen etwa ein Jahr später sein dürftJe, auf 
unmittelbar auf die Preisentwicklung zurück- einen Zeitpunkt, zu dem tdie Preisentwiicklung 
zuführen Islind, Die Belehrung wäre daher mcht eäne solche Einführung ohne katastrophale 
nötlig gewesen, Ich meine aber Idoch, daß die preispolitische Folgen ermöglicht? 
Frage' der antizykmschen Ausgaben')olitik 
wesentlich vom Konjunkturstatus, der dach in Präsident: Herr Minister. 

etwa auch mit der allgemeinen Preisentwick- B d 'niste Dr Androscb: Zuerst eine 
I h" t bh" t un esmi r , 
ung zusammen ang, a ang. I Bemerkung zu Ihren antizyklischen Dber-

Herr Bundesminister! Ich möchte hier eine legungen. Dies'e lassen sich an einer Größe 
Feststellung treffen und eine Frage an Sie! bestimmt nicht ablesen, nämlich am Brutto­
richten. Es ist das Bemühen um eine Stabilisäe-defizit, weil es ja für die Beurteilung eines 
rung der Preise nicht nur in Kmisen der Bruttodefizits wesentlich ist, was finanziert 
offiziell VeI1antwortLichen, sondern auch im i wird, Wenn etwa, jetzt rein theoretisch ge­
Kreils des Beifatles schon sehr lange im Vor- I sprochen, in gleichem Maße Tilgungen vor­
dergrund. Die Studie, \die vor kurzem über! genommen werden, so hat das konjunktur­
Preis- UIlJd Kostenauftriebe und deren Be-! politisch einen völlig neutralen Charakter, 
kämpfungsmögLichkeiten vorgelegt wurde, hat gleichviel wie groß es ist. Relevant kann ja 
eine ganze Reihe von Maßnahmen vorgesehen, 'nur der Ausgaben- und Einnahmenzuwachs 
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Bundesminister Dr. AndrosdJ. 
sein, das Nettodefizit, also das Bruttodefizit 
abzüglich der damit bezahlten Tilgungen und, 
noch genauer, das inlandwirksame Defizit, 
weil ja entscheidend ist, was im Inland nach­
fragewirksam wird, im Budget aber diese 
unterschiedlichen Größen zu einem Betrag zu­
sammengefaßt sind, sodaß man am Brutto­
defizit das am allerwenigstens ablesen kann. 

Zum zweiten. Ich habe nicht diese Preis­
steigerung angekündigt, sondern zum Aus­
druck gebracht, daß in den ersten Wochen und 
Monaten wegen Einführung der Mehrwert­
steuer eine solche Entwicklung zu befürchten 
ist und alle stabilitätspolitlschen Bemühungen 
dahin gehen, diese Befürchtungen, soweit das 
möglich ist, nicht eintreten zu lassen. Aber ich 
bitte doch zu berücksichtigen, daß in den ande­
ren Ländern, die die Mehrwertsteuer einge­
führt haben, zwei Fälle ausgenommen, die 
Preissteigerungsrate, die dadurch ausgelöst 
wurde, weit über 8 und 9 Prozent gelegen war. 
Ein Grund hiefür war darin zu suchen, daß 
alle diese Länder die Mehrwertsteuer isoliert 
einführen mußten, also nicht im Zusammen­
hang etwa mit einem Arrangement mit der 
Europäischen Wirtschafts gemeinschaft und 
den damit verbundenen kompensatorisch wir­
kenden Zollsenkungen. 

Hier ist also ein einmaliger Zusammenhang 
gegeben, der vorher nicht war und der sich 
nie wieder wiederholt. Schon aus diesem 
Grund sehe ich keinen Anlaß, von dem Ter­
min abzugehen, ganz abgesehen davon, daß 
es keine einzige mir bekannte Prognose gibt, 
die sagen könnte oder sagen würde, daß der 
Termin 1. 1. 1974 diesbezüglich günstiger 
wäre. 

Fest steht, daß wir im heurigen Jahr in den 
überaus hohen Preissteigerungen wahrschein­
lich schon sehr viele Vorwegnahmen der Ein­
führung der Mehrwertsteuer auf dem Preis­
sektor haben. Das würde eine Verschiebung 
bedeuten, daß wir jetzt sozusagen die Vor­
wegnahme hinnehmen mußten, ohne daß die 
Konsequenz eingetreten wäre. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Blenk: Herr Bundesmini­
ster! Ich bin lin wesentlichen Ausführung,en 
mit Ihnen nicht einig, und zwar insoweit nticht 
einig, als ich erstens einmal fürchte - und ich 
bitte, mir diese Formu~ierung nachzusehen -, 
daß Sie die auswirkungsmäßigen Zusammen­
hänge zwischen der Einführung der Mehrwert­
steuer einerseits und der Integraticmsphase 
andererseits nicht !in allen Ausformung.en 
übersehen. 

Ich hJabe in den letzten Wochen mehr als 
hinreichend Gelegenheit gehabt, diese Fragen 

in der Praxüs ausreicheIlld zu studieren; ich 
nenne nur den Begriff Ursprungsregelung, und 
ich darf Ihnen aus der Praxis sagen, daß sich 
aus der nicht weiter wahrscheinLichen An­
wendbarkeit der derzeitigen Ursprungssitua­
fiion innerhalb der Rest-EFTA Umschichtun­
gen, Kostenerhöhungen und noch nicht über­
sehbare Entwicklungen ergeben, die keines­
wegs mit dem Begriff Kompensation für die 
Einführung der Mehrwertsteuer abgetan wer­
den kÖlllnen. Das ist ,eine Feststellung, die ich 
aus einer vielfachen Praxis und aus vielen 
Gesprächen in der letzten Zeit mache. 

Es ist so, daß derzeit ja über die Einführung 
der Mehrwertsteuer höchstes Unbehagen 
herrscht, nicht nur in Kreisen Ihrer eigenen 
Rinanzverwaltung, Herr Bundesm~nister, son­
dern vor allem auch rin Kreisen der Wirtschaft, 
die ja unmittelbar davon betroffen ist. Es 
herrscht höchstes Unbehagen darüber, daß bis 
heute hins:ichtlich der praktischen Ausformung 
und Durchführung dieser Mehrwertsteuer aber 
auch IlIicht die geri.Jngsten konkreten Vorlagen 
und Unterl!agen vorliegen. Es 1iegen weder 
Durchführungsverordnungen, Durchführungs­
erlässe noch Formular,e und dergleichen vor. 

Ich befürchte :das, was Horst Knapp, ohne 
daß ich ihn hier dauernd zitieren möchte, 
schon einmal vor Monaten mit dem Wort 
PreiSisteigerungen durch Unwissenhelit bezeich­
net hat. Ich würde weitergehen urud sagen, 
daß Preis steigerungen mangels konkreter 
Kenntnisse U!nd Kenntnismöglichkeiten der 
Zusammenhänge eintreten werden. 

Frage: Wie stellen Sie sich vor, Herr Bun­
desminister, daß die notwendige Mindest~ 

information der Wirtschaft und - das ist Ihre 
Sorge - der Finanzverw1altung noch so recht­
zeitig erfolgen kann, daß ruicht Idiese vielleicht 
sachlich nicht notwendigen, aber mangels 
Kenntnis der Umstände leinfach zwingenden 
Preissteigerurngen zusätzlich eintreten? 

Präsident: Herr Minister. Bitte. 

Bundesminister Dr. Androsch: Ich gebe 
schon zu und will mir gar nicht anmaßen zu 
behaupten, daß ich die Auswirkungen in 
jedem Detail absehen könnte. Mir ist aber 
auch niemand bekannt, der seinerseits dazu 
in der Lage wäre. Aber in den Tendenzen 
kann man das sicherlich abschätzen. Es ist 
hier ohne Zweifel unbestritten, daß eine Zoll~ 
senkung, die im heurigen Jahr etwa einen 
Einnahmenausfall von 400 bis 500 Millionen 
Schilling nach sich ziehen wird, auf das ganze 
Jahr 1973 berechnet in dieser Bandbreite 'einen 
Einnahmenausfall von 1,6 bis 2 Milliarden 
mit sich bringen wird. Das ist ja auch budgetär 
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Bundesminister Dr. Androsch 
zu verkraften. Da haben Sie bereits eine Er­
klärungskomponente für die Höhe des Defi­
zites. Das bringt ohne Zweifel einen kompen­
satorischen Charakter mit sich. 

Und nun zur Frage der Aufklärung. Ich darf 
Sie erinnern, Sie haben selbst erwähnt, daß 
dieses Gesetz Ende Juli vom Parlament ver­
abschiedet wurde zusammen mit einer einstim­
mig gefaßten Entschließung, eine größtmög­
liche Aufklärung und Information seitens des 
Bundesministeriums für Finanzen vorzuneh­
men. Hier sind über den Sommer die Vor­
arbeiten durchgeführt worden. 

In wenigen Wochen wird in breitester Form 
unter Ausnützung aller Informationsträger die 
Aufklärung einsetz·en mit drei großen Ziel­
richtungen: Die eine, die schon seit Monaten 
läuft, nämlich die Finanzverwaltung entspre­
chend mit Informationen auszustatten und vor­
zubereiten; zweitens eine allgemeine Auf­
klärung sozusagen für jeden Staatsbürger, für 
jeden Konsumenten, der zwar nicht im Detail 
damit konfrontiert wird, aber ganz allgemein 
in der Richtung auch, daß wir heute kumula­
tive Umsatzsteuer zahlen müssen, nicht nur 
eine Stufensteuer von in der Regel 51/2 Pro­
zent; und schließlich d~e dritte und in dieser 
Richtung wichtigste Gruppe, nämlich die Wirt­
schaftstreibenden, die ja ihrerseits das durch­
führen müssen. 

dem Verfassungsausschuß: 

Ubereinkommen zur Errichtung des Inter­
nationalen Instituts für Führungsaufgaben in 
der Technik samt Satzung (322 der Beilagen) 
und 

Bundesgesetz, mit dem das Preisregelungs­
gesetz 1957 geändert wird (446 der Beilagen); 

dem Ausschuß für Verkehr und Elektrizi­
tätswirtschaft: 

Ubereinkommen über die Internationale 
Fernmeldesatelli tenorg anisa tion , ,INTELSAT" 
samt Anlagen und Erläuterungen und Be­
triebsübereinkommen über die Internationale 
Fernmeldesatellitenorganisation "INTELSAT" 
samt Anlage (379 der Beilagen), 

Bundesgesetz betreffend Schiffahrtsanlagen 
sowie sonstige Anlagen und Arbeiten an Was­
serstraßen (Schiffahrtsanlagengesetz) (428 der 
Beilagen), 

Abkommen zwischen der Republik Oster­
reich und der Sozialistischen Föderativen Re­
publik Jugoslawien betreffend die Abände­
rung des Abkommens über die Regelung des 
Grenzüberganges der Eisenbahnen vom 
11. Dezember 1962 in der Fassung des Abkom­
mens vom 28. April 1967 (432 der Beilagen) 
und 

Bundesgesetz, mit dem die Geltungsdauer 
Es wird eine sehr breite Informationswelle des Lastverteilungsgesetzes 1952 neuerlich 

anlaufen. Die ersten Unterlagen, wie etwa ein verlängert wird (435 der Beilagen) i 
von Beamten des Finanzministeriums ver­
faßtes Mehrwertsteuer-Handbuch, sind bereits 
auf dem Markt erschienen und erhältlich. 

Sie müssen das auch noch im Zusammen­
hang mit den Vorbereitungen sehen, die im 
Zusammenhang mit den Interimsabkommen 
stehen, wo in den nächsten Tagen alles f.ertig 
sein muß: die dienstlichen Instruktionen, die 
Durchführungserlässe, die Formular;e, die 
Arbeitsbehelfe für die Wirtschaftstreibenden, 
die Schulungen der Beamten der Finanzver­
waltung und unmittelbar dar an anschließend 
der Zolldeklaranten, sodaß als erste Stufe 
sichergestellt werden soll innerhalb der so 
kurzen Zeit die größtmögliche Information für 
das Einsetzen der Interimsabkommen ab 
1. Oktober und sofort weitergehend die ent­
sprechenden Vorbereitungen für die Einfüh­
rung der Mehrwertsteuer am 1. Jänner. 

Präsident: Die Fragestunde ist be.endet. 

Zuweisungen 

Präsident: Die in der letzten Sitzung als ein­
gelangt bekanntgegebenen Regierungsvor­
lagen weise ich zu wie folgt: 

dem Finanz- und Budgetausschuß : 

Abkommen zwischen der Republik Oster­
reich und der Arabischen Republik Ägypten 
betreffend die Entschädigung österreichischer 
Interessen samt Durchführungsprotokoll und 
Briefwechsel {394 der Beilagen}, 

Abkommen zwischen der Republik Oster­
reich und der Schweizerischen Eidg,enossen­
schaft über die gegenseitige Anerkennung der 
amtlichen Punzen auf Uhrgehäusen aus Edel­
metall (433 der Beilagen), 

Bundesgesetz über die Durchführung der 
Zollbestimmungen des Interimsabkommens 
zwischen der Republik Osterreich und der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft sowie 
des Interimsabkommens zwischen der Repu­
blik Osterreich und den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl (Interimsabkommen-Durchführungs­
gesetz) (439 der Beilag·en), 

Bundesgesetz betreffend die unentgeltliche 
Ubertragung von Bundesdarlehen gegen die 
Kupferbergbau Mitterberg Gesellschaft m. b. 
H. an die Osterreichische Industrieverwal­
tungs-Aktiengesellschaft (440 der Beilagen), 
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Bundesgesetz über die Behandlung eines 

Vermögenswertes des Sondervermögens 
"Deutsche Umsiedlungs-Treuhand-Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung, Niederlassung 
Innsbruck in Liquidation" (441 der Beilagen) 
und 

Bundesgesetz, mit dem das Ausgleichs­
abgabegesetz geändert wird (450 der Bei­
lagen); 

dem Justizausschuß : 

Abkommen zwischen der Republik Oster­
reich und dem Großherzogturn Luxemburg 
über die Anerkennung und die Vollstreckung 
von gerichtlichen Entscheidungen und öffent­
lichen Urkunden auf dem Gebiet des Zivil­
und Handelsrechtes (429 der Beilagen), 

Anhang und Protokollen NI. 1 bis 3 samt An­
hängen (441 der Beilagen) und 

Interimsabkommen zwischen der Republik 
Osterreich und den Mitgliedstaaten der Euro­
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
und beigefügte Dokumente und Erklärungen 
samt Anhang und Protokoll (442 der Beilagen); 

dem Ausschuß für Land- und Forstwirt­
schaft: 

Bundesges'etz, mit dem das Marktordnungs­
gesetz 1967 geändert wird (Marktordnungs­
gesetz-Novelle 1912) (443 der Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem das Landwirtschafts­
gesetz geändert wird (444 der Beilagen) und 

Bundesgesetz, mit dem das LebensmiUel­
bewirtschaftungsgesetz 1952 geändert wird 

Zusatzprotokoll zum Vertrag zwischen der (445 der Beilagen). 
Republik Osterreich und der Sozialistischen 
Republik Rumänien über Rechtshilfe in bür­
gerlichen Rechtssachen einschließlich Sachen 
des Familienrechts und über Urkundenwesen, 
unterzeichnet in Wien am 1,. November 1965 
(430 der Beilagen), 

Bundesgesetz über die Verwendung von 
Schallträgern im zivilgerichtlichen VerfahI1en 
(437 der Beilagen) und 

Bundesgesetz, mit dem das Handelsgesetz­
buch und die Bundesabgabenordnung bezüg­
lich der Verwendung von Datenträgern ge­
ändert werden (438 der Beilag-en); 

dem Ausschuß für wirtschaftliche Integra­
tion: 

Die n ä c h s t 'e Sitzung werde ich nach Vor­
beratung der für die Tagesordnung dieser Sit­
zung vorgesehenen Vorlagen in den 
bereits anberaumten Ausschußsitzungen auf 
schriftlichem Weg für Donnerstag, den 14. Sep­
tember, um 9 Uhr einberufen. In dieser Sitzung 
findet keine Fragestunde statt. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Im Ein­
vernehmen mit den Klubobmännern gebe dch 
bekannt, daß die für heute nachm1ittag vor­
gesehenen Sitzungen des Ausschusses für 
wirtschaftliche Integration und des Finanz­
und BudgetausschuSises auf morgen, Mittwoch, 
den 13. September 1912 verschoben werden. 
Der Ausschuß für wirtschaftliche Integration 
wüld um 9 Uhr und der Flinanz- und Budget­
ausschuß um 10 Uhr zu den Verhandlungerr Interimsabkommen zwischen der Republik 

Osterreich und der Europäischen Wirtschafts- zusammentreten. 
gemeinschaft und beigefügte Dokumente samt Die Sitzung ist g e s chi 0 s s e iIl. 

SchluJ3 der Sitzung: 12 Uhr 35 Minuten 

österreichische Staatsdruckerei L61 37012 
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